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Der Deutsche Pflegerat (DPR) bedankt sich für die Möglichkeit, zum Referentenentwurf des 
Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) zur Verordnung zur Beschleunigung der Anerken-
nungsverfahren ausländischer Berufsqualifikationen in Heilberufen Stellung nehmen zu kön-
nen.  

Der DPR begrüßt die mit dem Referentenentwurf verfolgte Zielsetzung, Anerkennungsverfah-
ren ausländischer Berufsqualifikationen in Heilberufen zu beschleunigen, transparenter aus-
zugestalten und digitale Verfahrensmöglichkeiten stärker zu nutzen.  

Zugleich weist der DPR darauf hin, dass die Wirksamkeit beschleunigter Anerkennungsver-
fahren nicht allein von bundesrechtlichen Vorgaben abhängt. In der Praxis werden Verfahrens-
dauer, Transparenz und Planbarkeit maßgeblich auch durch die Umsetzung in den Ländern, 
die zuständigen Behörden sowie durch Schnittstellen zu aufenthalts- und beschäftigungsrecht-
lichen Verfahren geprägt. Daher braucht es neben rechtlichen Vereinfachungen auch mehr 
Transparenz über Verfahrensstände, Zuständigkeiten und Anforderungen für Antragstellende 
und beteiligte Einrichtungen. 

Vor dem Hintergrund vergleichbarer Herausforderungen im Pflegeberuf weist der DPR zudem 
darauf hin, dass auch für Pflegefachpersonen weitere Schritte zur praktischen Beschleuni-
gung, Vereinheitlichung und Digitalisierung von Anerkennungsverfahren, die im Pflegeberufe-
gesetz (PflBG) und in der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe (PflAPrV) 
bereits geregelt sind, erforderlich bleiben. Die im Referentenentwurf angelegten Regelungs-
ansätze und Umsetzungsstandards sollten daher daraufhin geprüft werden, ob sie auch für die 
Anerkennung pflegerischer Qualifikationen nutzbar gemacht oder bestehende Regelungen 
weiterentwickelt werden können, um die Fachpersonalsicherung in allen Gesundheitsberufen 
kohärent zu unterstützen. Dabei ist sicherzustellen, dass festgestellte Unterschiede nicht le-
diglich verwaltungsseitig dokumentiert werden, sondern in transparente, rechtssichere und di-
gital unterstützte Verfahrensabläufe mit klaren Zuständigkeiten, nachvollziehbaren Verfah-
rensständen und praktisch zugänglichen Ausgleichsmaßnahmen überführt werden. 

Im Folgenden nimmt der DPR auf unterschiedliche Aspekte des Referentenentwurfes Stellung. 
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Artikel 1 Änderung der Approbationsordnung für Ärzte 

Zu Nummer 16 und 17 

§ 36 Absatz 2 Satz 6 – Eignungsprüfung nach § 9c der Bundesärzteordnung 

§ 37 Absatz 6 – Kenntnisprüfung nach § 9d Absatz 2 und 3 der Bundesärzteordnung 

Der Verordnungsentwurf sieht im ärztlichen Anerkennungsverfahren vor, dass die Patient:in-

nenvorstellung in der Eignungsprüfung künftig regelhaft auch mithilfe von Simulationspati-

ent:innen, Simulatoren, Modellen oder anderen geeigneten Anwendungen durchgeführt wer-

den kann. Ziel ist es, das praktische Element der Prüfung zu stärken, Prüfungen zu standardi-

sieren und patient:innenorientiert zu gewährleisten. 

Der DPR begrüßt diese Zielrichtung grundsätzlich. Simulationsgestützte Prüfungsformate kön-

nen dazu beitragen, komplexe Versorgungssituationen strukturiert, vergleichbar abzubilden. 

Sie ermöglichen eine standardisierte Prüfung praktischer Kompetenzen und können insbeson-

dere dort sinnvoll sein, wo realer Patient:innenkontakt aus Gründen des Patient:innenschut-

zes, der Vergleichbarkeit oder der Prüfungsorganisation nur eingeschränkt möglich ist. 

Zugleich weist der DPR darauf hin, dass die Versorgungspraxis interprofessionell geprägt ist. 

Ärztliches Handeln findet nicht isoliert statt, sondern ist in pflegerische, therapeutische und 

organisatorische Versorgungsprozesse eingebettet. Simulationsgestützte Prüfungen sollten 

daher nicht allein ärztliche Einzelhandlungen abbilden, sondern auch typische Schnittstellen 

der Versorgung berücksichtigen sowie die tatsächliche Versorgungspraxis realistisch abbilden. 

Die Versorgungsqualität wird maßgeblich von gelingender interprofessioneller Kommunika-

tion, klaren Zuständigkeiten und sicheren Übergabeprozessen bestimmt.  

Der DPR regt an, die bereits vorgesehene simulationsgestützte Ausgestaltung der Prüfungen 

so zu konkretisieren, dass typische interprofessionelle und sektorenübergreifende Schnittstel-

len der Versorgung realitätsnah abgebildet werden. Hierzu gehören insbesondere die Kommu-

nikation mit Pflegefachpersonen, Übergaben, Notfallsituationen, Medikationsprozesse, Ab-

stimmungen im Team sowie die Koordination zwischen stationärer, ambulanter und häuslicher 

Versorgung. Die Bewertung sollte anhand transparenter und länderübergreifend vergleichba-

rer Kriterien erfolgen. 

 

Artikel 5 Änderung der Studien- und Prüfungsverordnung für Heb-
ammen 

Zu Nummer 2 

§ 8 Absatz 3 – Umfang und Inhalt der Praxiseinsätze 

Mit der Regelung wird § 8 Absatz 3 Studien- und Prüfungsverordnung für Hebammen (HebSt-

PrV) an die durch das Gesetz zur Beschleunigung der Anerkennungsverfahren ausländischer 

Berufsqualifikationen in Heilberufen geschaffene Möglichkeit angepasst, einen geringen Anteil 

der Praxiseinsätze im Hebammenstudium durch praktische Lerneinheiten an der Hochschule 

oder bei der verantwortlichen Praxiseinrichtung zu ersetzen. Der Entwurf sieht hierfür vor, dass 

die verantwortliche Praxiseinrichtung ein entsprechendes Konzept vorzulegen hat und darle-

gen muss, dass das Ziel des jeweiligen Praxiseinsatzes durch die Ersetzung nicht gefährdet 

wird. 

Der DPR erkennt das Potenzial simulationsgestützter Lehr- und Lernformate als ergänzendes 

Instrument zur Kompetenzentwicklung und zur Stärkung der Patient:innensicherheit an. Simu-

lation kann insbesondere dazu beitragen, Studierende auf seltene, komplexe oder risikobehaf-

tete Versorgungssituationen vorzubereiten und praktische Handlungssicherheit in geschützten 

Lernumgebungen zu fördern.  

Zugleich ist die Möglichkeit, reale Praxiseinsätze teilweise zu ersetzen, aus Sicht des DPR an 

enge fachliche und qualitative Voraussetzungen zu knüpfen. Umfang und Inhalte der Erset-

zung müssen die Anforderungen des Hebammenberufs sowie den in Anlage 3 HebStPrV 
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vorgesehenen praktischen Tätigkeiten und Fallzahlen Rechnung tragen. Simulationsgestützte 

praktische Lerneinheiten können den Kompetenzerwerb sinnvoll ergänzen und in dem gesetz-

lich vorgesehenen begrenzten Umfang reale Praxiseinsätze ersetzen. Dabei muss sicherge-

stellt bleiben, dass Kompetenzen, Tätigkeiten und Fallzahlen, die zwingend den unmittelbaren 

Kontakt mit zu versorgenden Menschen und reale Versorgungssituationen voraussetzen, wei-

terhin in der Praxis erworben werden. 

Die Möglichkeit der Ersetzung darf insbesondere nicht dazu eingesetzt werden, strukturelle 

Defizite bei Praxisplätzen, Anleitungskapazitäten oder der personellen Ausstattung der verant-

wortlichen Praxiseinrichtungen zu überdecken. Engpässen ist vorrangig durch eine Stärkung 

der praktischen Ausbildungsstrukturen, insbesondere der Praxisanleitung und ihrer verlässli-

chen personellen und finanziellen Absicherung, zu begegnen. Der unmittelbare Versorgungs-

kontakt bleibt für die berufspraktische Kompetenzentwicklung, die Übernahme professioneller 

Verantwortung und die Sicherung der Versorgungsqualität unverzichtbar. 

Bei der Genehmigung ist sicherzustellen, dass die in Anlage 3 HebStPrV vorgesehenen prak-

tischen Tätigkeiten und Fallzahlen weiterhin innerhalb der regulären Studienstruktur erreicht 

werden können. Die Ersetzung darf weder zu zusätzlichen, außerhalb der vorgesehenen Stu-

dienstruktur zu erbringenden Belastungen der Studierenden führen noch dazu, dass notwen-

dige praktische Erfahrungen erst nach Abschluss des Studiums im Rahmen der Einarbeitung 

erworben werden müssen. 

Der DPR weist zudem darauf hin, dass die Einführung simulationsgestützter Lerneinheiten für 

Krankenhäuser, Hochschulen und andere verantwortliche Praxiseinrichtungen mit zusätzli-

chem organisatorischem, personellem und fachlichem Aufwand verbunden ist. Dies betrifft ins-

besondere Lehr- und Anleitungskapazitäten, Einsatzplanung, Abstimmung zwischen Hoch-

schulen und Praxiseinrichtungen, Qualitätsmanagement, Dokumentation und Evaluation. 

Diese Anforderungen müssen bei der Umsetzung realistisch berücksichtigt und angemessen 

finanziert werden. Eine Verlagerung von Praxiseinsätzen in hochschulische oder simulations-

gestützte Formate darf nicht zu einer ungedeckten Mehrbelastung eines der beteiligten Lern-

orte führen. 

Aus Sicht des DPR reicht die bislang vorgesehene allgemeine Verpflichtung zur Vorlage eines 

Konzepts für eine bundesweit einheitliche und qualitätsgesicherte Umsetzung noch nicht aus. 

In § 8 Absatz 3 HebStPrV selbst oder zumindest in der Begründung sollten daher verbindliche 

Mindestanforderungen festgelegt werden. Da die Hochschule die Gesamtverantwortung für 

das Curriculum und die Theorie-Praxis-Verzahnung trägt, muss sie verbindlich in die Entwick-

lung des Konzepts einbezogen werden. Zugleich bedarf es bundeseinheitlich nachvollziehba-

rer Maßstäbe für die Genehmigung durch die zuständigen Behörden. 

Zu den Mindestanforderungen gehören insbesondere die Beschreibung der Lernziele, die Ab-

grenzung simulationsgeeigneter Inhalte von Kompetenzen, die zwingend im unmittelbaren 

Versorgungskontakt erworben werden müssen, die fachliche und pädagogische Qualifikation 

des eingesetzten Personals, die personellen, sachlichen und organisatorischen Ressourcen, 

die Dokumentation der Lerneinheiten, die Evaluation der Zielerreichung sowie die Sicherstel-

lung ausreichender Praxiserfahrung im direkten Kontakt mit Schwangeren, Gebärenden, 

Wöchnerinnen, Neugeborenen sowie An- und Zugehörigen. 

 

Zu Nummer 3 

§ 42 Absatz 3 Erlaubnisurkunde 

Im Referentenentwurf ist die Streichung von § 42 Absatz 3 HebStPrV vorgesehen. Korrespon-

dierend dazu erfolgt die Streichung der bisherigen Anlage 6 HebStPrV. Die Regelungen be-

trafen Personen, denen der Zugang zum Hebammenstudium ohne zwölfjährige allgemeine 

Schulbildung, aber über eine abgeschlossene Ausbildung in der Gesundheits- und Kinderkran-

kenpflege ermöglicht wurde. Für diese Personen war bislang eine gesonderte Urkunde vorge-

sehen, die darauf hinwies, dass die Voraussetzungen für die automatische Anerkennung nach 

der Richtlinie 2005/36/EG nicht vollständig erfüllt seien. 
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Der DPR nimmt die vorgesehene Streichung von § 42 Absatz 3 HebStPrV und der korrespon-

dierenden Anlage 6 begrüßend zur Kenntnis. 

Aus Sicht des DPR sollte die Änderung in der Begründung als Verbesserung der Anerken-

nungssituation und als Stärkung der Durchlässigkeit zwischen pflegerischer Vorqualifikation 

und Hebammenstudium hervorgehoben werden. Zugleich sollte klargestellt werden, dass die 

Regelung an den weiterhin rechtlich relevanten Abschluss in der Gesundheits- und Kinder-

krankenpflege anknüpft und nicht als Rückgriff auf eine vor der generalistischen Pflegeausbil-

dung bestehende Spezialisierungslogik zu verstehen ist.  

Die derzeitige Anknüpfung des Zugangs zum Hebammenstudium an den gesonderten Ab-

schluss in der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege darf einer Weiterentwicklung hin zu ei-

ner konsequent generalistischen Pflegeausbildung nicht entgegenstehen. 

 

Zu Nummer 5 

§ 52 Inhalt und Durchführung des Anpassungslehrgangs 

Der Referentenentwurf sieht vor, Anpassungslehrgänge stärker an Mustergutachten der Gut-

achtenstelle für Gesundheitsberufe auszurichten und modularisiert auf Grundlage eines stan-

dardisierten Muster-Lehrplans durchzuführen. Dies soll insbesondere in Fällen, in denen auf 

eine dokumentenbasierte Gleichwertigkeitsprüfung verzichtet wird, einen einheitlicheren Rah-

men für Inhalt und Durchführung schaffen. 

Der DPR begrüßt das Ziel, Vergleichbarkeit, Transparenz und Qualität der Anpassungslehr-

gänge zu verbessern. Eine vergleichbare Regelungslogik besteht bereits für die Anerkennung 

ausländischer Pflegequalifikationen. Der DPR hat sich dabei für die Einbeziehung professions-

bezogener Expertise und fachlich nachvollziehbare Kriterien zur Festlegung von Umfang und 

Dauer der Anpassungsmaßnahmen ausgesprochen. 

Der standardisierte Musterlehrplan sollte selbst verbindliche und bundeseinheitlich nachvoll-

ziehbare Qualitätsanforderungen insbesondere an Lernziele, theoretische und praktische In-

halte, Kompetenznachweise und Qualitätssicherung enthalten. Zudem sollte transparent ge-

regelt werden, wer den Musterlehrplan erstellt, weiterentwickelt und evaluiert. Hochschulen, 

Hebammen aus Praxis und Lehre, verantwortliche Praxiseinrichtungen sowie maßgebliche 

Berufsvertretungen sind hierbei angemessen einzubeziehen. 

Eine tatsächliche Beschleunigung setzt darüber hinaus ausreichende Lehr-, Prüf- und Praxis-

kapazitäten sowie eine verlässliche Finanzierung der theoretischen und praktischen Anteile 

einschließlich der Praxisbegleitung voraus. 

 

Sonstige Forderungen 

Digitalisierung, Verfahrensvereinfachung und Verfahrensbeschleunigung 

Der Referentenentwurf sieht für die Anerkennungsverfahren in mehreren Heilberufen verfah-
rensvereinfachende und beschleunigende Regelungen vor. Hierzu gehören insbesondere die 
Möglichkeit der elektronischen Antragstellung und Übermittlung von Unterlagen, der regelhafte 
Verzicht auf beglaubigte Abschriften, eine stärkere Begrenzung der Anforderungen an Über-
setzungen und Originalunterlagen sowie klare Vorgaben zu Bearbeitungsfristen und Verfah-
rensabläufen. Originale, beglaubigte Abschriften oder weitere Nachweise sollen nur noch bei 
begründeten Zweifeln an Echtheit, inhaltlicher Richtigkeit oder Übersetzung verlangt werden 
können. Zudem werden Regelungen vorgesehen, nach denen Antragseingang und Unterla-
genempfang innerhalb eines Monats zu bestätigen, fehlende Unterlagen mitzuteilen und Ent-
scheidungen grundsätzlich innerhalb bestimmter Fristen zu treffen sind.  

Der DPR begrüßt diese Zielrichtung ausdrücklich. Digitale, transparente und bundeseinheitlich 
handhabbare Verfahren sind ein wesentlicher Beitrag zur Beschleunigung der Anerkennung 
ausländischer Berufsqualifikationen, ohne fachliche Anforderungen abzusenken. Sie erhöhen 
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zugleich Planbarkeit und Verlässlichkeit für Antragstellende, Arbeitgebende und zuständige 
Behörden. Digitale Anerkennungsverfahren müssen zugleich rechts- und datenschutzsicher, 
diversitätssensibel und für Antragstellende, Behörden sowie beteiligte Einrichtungen praktisch 
ausgestaltet sein. 

Der DPR begrüßt auch die vorgesehene Flexibilisierung der Übersetzungsanforderungen und 
die Möglichkeit, Übersetzungsprogramme einzusetzen. Dabei muss jedoch sichergestellt blei-
ben, dass die für die Anerkennungsentscheidung maßgeblichen Angaben fachlich eindeutig 
und belastbar übersetzt werden. Der Einsatz von Übersetzungsprogrammen sollte daher nach-
vollziehbaren Qualitätsanforderungen unterliegen. Bei fachlich relevanten Unklarheiten oder 
begründeten Zweifeln muss weiterhin eine qualifizierte Übersetzung oder fachliche Überprü-
fung verlangt werden können. 

Die Anerkennung ausländischer Pflegequalifikationen ist bereits eigenständig im Pflegeberu-
fegesetz (PflBG) und in der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe 
(PflAPrV) geregelt. Die PflAPrV enthält hierzu bereits Regelungen zu Verfahren, Bescheiden, 
Fristen und erforderlichen Unterlagen. Gleichwohl zeigen die praktischen Erfahrungen weiter-
hin erhebliche Hürden: lange Bearbeitungszeiten, uneinheitliche Anforderungen der Länder, 
fehlende digitale Verfahrensstände, wiederholte Unterlagenprüfungen und Verzögerungen im 
Zusammenspiel von Anerkennungs-, Aufenthalts- und Beschäftigungsverfahren. Verbindliche 
Verfahrens- und Entscheidungsfristen können nur wirksam werden, wenn die zuständigen Be-
hörden über ausreichende personelle, fachliche und digitale Ressourcen verfügen. 

Die bestehenden Regelungen des Pflegeberuferechts enthalten bislang nicht in gleicher Weise 
zusammengeführte und ausdrücklich ausgestaltete Vorgaben zur elektronischen Unterlagen-
übermittlung, zum Umgang mit Übersetzungen und Beglaubigungen, zu digitalen Statusinfor-
mationen und zu bundeseinheitlich standardisierten digitalen Verfahrensabläufen. 

Der DPR fordert, die im Referentenentwurf angelegten Standards zur Digitalisierung, Verein-
heitlichung, Verfahrensvereinfachung und Verfahrensbeschleunigung auch für die Anerken-
nung internationaler Pflegequalifikationen nutzbar zu machen. Die bestehenden Regelungen 
im PflBG und in der PflAPrV sollten daraufhin überprüft werden, ob sie in der Praxis eine 
ebenso zügige, transparente, fristgebundene und digital unterstützte Anerkennung ermögli-
chen. Dabei sollten die bereits bestehenden Verfahrens- und Entscheidungsfristen des PflBG 
und der PflAPrV durch transparente digitale Verfahren, eine einheitliche Verwaltungspraxis 
und verlässliche Nachverfolgbarkeit praktisch wirksamer abgesichert werden.   

Ziel muss eine zügige und qualitätsgesicherte Anerkennung sein, die die Sicherheit und Qua-
lität der Versorgung pflegebedürftiger Menschen wahrt und zugleich Planungssicherheit für 
internationale Pflegefachpersonen und Arbeitgebende schafft. 

Die praktische Umsetzung der verfahrensbeschleunigenden Maßnahmen sollte auf Grundlage 
der bestehenden amtlichen Anerkennungsstatistik und des BIBB-Anerkennungsmonitorings 
weiter begleitet und evaluiert werden. Die vorhandene Datengrundlage sollte insbesondere um 
eine bundesweit vergleichbare Erfassung von Umfang und Gründen von Nachforderungen, 
Verfahrensabbrüche, verfügbare Prüfungs- und Anpassungskapazitäten sowie erkennbaren 
Engpässen bei den zuständigen Stellen ergänzt werden. Dadurch können Umsetzungsdefizite 
frühzeitig erkannt und gezielt behoben werden. 

Erfüllungsaufwand für Praxiseinrichtungen und Integrationsorte 

Der Referentenentwurf geht in der Begründung davon aus, dass der Wirtschaft durch die Ver-
ordnung kein Erfüllungsaufwand entsteht. Unabhängig davon entstehen in den Versorgungs-
einrichtungen mittelbare Umsetzungs- und Folgekosten der Gewinnung und qualitätsgesicher-
ten Integration internationaler Fachpersonen. 

Krankenhäuser, Einrichtungen der stationären und ambulanten Langzeitversorgung, ambu-
lante Pflegedienste und weitere Versorgungseinrichtungen sind nicht nur potenzielle Arbeitge-
bende, sondern zugleich Einsatz-, Praxis-, Lern- und Integrationsorte. Sie tragen einen erheb-
lichen mittelbaren Aufwand, damit internationale Fachpersonen qualitätsgesichert in die 
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Versorgung integriert werden können. Dies betrifft insbesondere Einarbeitung, Praxisanlei-
tung, Einsatzplanung, Dokumentation, Qualitätsmanagement, interprofessionelle Abstim-
mung, Sprachförderung sowie strukturierte Onboarding- und Integrationsprozesse. Berufsbe-
zogene Sprachförderung sollte dabei möglichst frühzeitig einsetzen und neben fachsprachli-
cher Kommunikation auch Kenntnisse des deutschen Versorgungssystems, der interprofessi-
onellen Zusammenarbeit, der Dokumentationsanforderungen und der jeweiligen Berufsrollen 
vermitteln. Dabei sind die unterschiedlichen kommunikativen Anforderungen in den jeweiligen 
Sektoren zu berücksichtigen. 

Der DPR fordert daher, diese mittelbaren Umsetzungs- und Integrationsaufwände in der wei-
teren Umsetzung realistisch zu berücksichtigen und geeignete Finanzierungs- und Fördermög-
lichkeiten vorzusehen. Dies gilt insbesondere für Einrichtungen, die in erheblichem Umfang 
internationale Fachpersonen gewinnen, qualifizieren und in komplexe Versorgungsstrukturen 
integrieren. 

Eine Beschleunigung von Anerkennungsverfahren kann nur dann nachhaltig zur Fachperso-
nalsicherung beitragen, wenn die anschließende berufliche Integration in den Einrichtungen 
gelingt. Dazu gehören insbesondere strukturierte Einarbeitung, Praxisanleitung, berufsbeglei-
tende Nachqualifizierung, Sprachförderung im Versorgungskontext sowie strukturierte On-
boarding- und Integrationsprozesse. Anerkennung darf daher nicht allein als Verwaltungsver-
fahren verstanden werden, sondern muss mit qualitätsgesicherter Integration in die Versor-
gung zusammengedacht werden.  

Prüf- und Weiterentwicklungsauftrag für die Anerkennung von Pflegeberufen 

Die Anerkennung ausländischer Pflegequalifikationen ist bereits eigenständig im PflBG und in 
der PflAPrV geregelt. § 40 PflBG sieht vor, dass bei außerhalb der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union, des Europäischen Wirtschaftsraums oder der Schweiz erworbenen Berufs-
qualifikationen die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes zu prüfen ist. Werden wesentliche 
Unterschiede festgestellt, kann der gleichwertige Kenntnisstand durch eine Kenntnisprüfung 
oder einen Anpassungslehrgang nachgewiesen werden. Die antragstellende Person hat hier-
bei ein Wahlrecht. 

Mit § 40 Absatz 3a PflBG wurde bereits eine verfahrensbeschleunigende Möglichkeit geschaf-
fen. Antragstellende können auf eine ausführliche dokumentenbasierte Gleichwertigkeitsprü-
fung verzichten und den Nachweis des gleichwertigen Kenntnisstandes unmittelbar über eine 
Kenntnisprüfung erbringen. Damit wird ein Instrument genutzt, das der aktuelle Referenten-
entwurf nun auch für andere Heilberufe aufgreift. 

Der DPR begrüßt diese Zielrichtung grundsätzlich. Der wählbare unmittelbare Einstieg in eine 
Kenntnisprüfung kann Anerkennungsverfahren beschleunigen, weil auf eine umfangreiche 
Prüfung ausländischer Ausbildungsnachweise, Stundenumfänge und Curricula verzichtet wer-
den kann. Dies setzt jedoch voraus, dass ausreichend Vorbereitungskurse, Prüfungsorte und 
Prüfende zur Verfügung stehen und die Verfahren bundeseinheitlich, transparent und digital 
unterstützt umgesetzt werden. 

In der Praxis zeigt sich, dass die gesetzliche Möglichkeit allein nicht ausreicht. Wenn Antrag-
stellende zwar auf die Gleichwertigkeitsprüfung verzichten können, anschließend aber keine 
zeitnahen Kurse oder Prüfungstermine erhalten, entsteht keine tatsächliche Beschleunigung. 
Der Engpass verlagert sich dann lediglich von der Behörde auf Prüfungsstellen und Praxisein-
richtungen. Hinzu kommen uneinheitliche Anforderungen der Länder, unklare Verfahrensab-
läufe nach bestandener Prüfung sowie Verzögerungen bei Urkundenerteilung, Arbeitserlaub-
nis und Aufenthaltstitel. 

Die PflAPrV enthält zudem bereits Regelungen zur Kenntnisprüfung und mit § 45a PflAPrV 
auch die Möglichkeit einer anwendungsorientierten Parcoursprüfung. Diese Instrumente soll-
ten nun qualitätsgesichert, bundeseinheitlich und flächendeckend weiterentwickelt werden.  

Ziel muss sein, den Verzicht auf die dokumentenbasierte Gleichwertigkeitsprüfung nicht nur 
rechtlich zu ermöglichen, sondern durch zeitnah verfügbare Kenntnisprüfungen und Anpas-
sungslehrgänge praktisch wirksam auszugestalten. 
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